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Direkt aus Bern

Fitnesskur für
die Schweiz
EineExpertengruppe hat im
Auftrag des BundesratsMass-
nahmen vorgeschlagen,mit
denen das überbordende
Ausgabenwachstum imBun-
deshaushalt spürbar einge-
dämmtwerden kann.Der
Bundesrat übernimmt die
meistenVorschläge. Bereits im
Januar soll ein Sammelerlass
mit den ausformuliertenMass-
nahmen in die Vernehmlassung
gehen.Das ist einewichtige
finanzpolitische Zäsur.

Seit Jahrenwächst der Staats-
haushalt. Zwischen denEin-
nahmendes Bundes und
seinenAusgaben klafft von Jahr
zu Jahr eine grössere Lücke.

Das ist keine gute Entwicklung.
Wirmüssenwieder lernen, Ein-
nahmenundAusgaben imLot
zu halten. Trotzdem ist es
wichtig, gezielt in unsere
Infrastruktur zu investieren.
Dazu gehören zeitgemässe
Nationalstrassen und ein gut
abgestimmtesAngebot im
öffentlichenVerkehr. Auch
Investitionen in die Bildung
sind standortrelevant. Solche
Investitionen zu vernachlässi-
gen,würde bedeuten, auf
Kosten kommenderGeneratio-
nen zu leben.

Gezielte Investitionen sichern
unserenWohlstand,während
ausuferndeKonsumausgaben
und Subventionen aufDauer
unser Land schwächen.Dort
gilt es deshalb richtigerweise
anzusetzen.

DieAlterung der Bevölkerung
stellt uns zusätzlich vor grosse
finanzielleHerausforderungen.
Die Sicherung derAHVwird
ohne zusätzlicheMehrwert-
steuer nichtmöglich sein, da
hilft weder Ideologie von links
noch von rechts. Allein über
eine Erhöhung desRenten-
alters lässt sich die absehbare
milliardenhohe Finanzierungs-
lücke nicht schliessen.Und
Leistungskürzungen in der
sozialen Sicherheit haben es
bekanntlich schwer.Ob aller-
dings die Idee, in diesem
Bereich zusätzlich aufMehrein-
nahmen zu schielen, schlau ist,
bezweifle ich.Der Bundesrat
bläst nämlich zumAngriff auf
das Steuerprivileg für Kapital-
auszahlungen vonAltersvorsor-
geguthaben.

EtwaMitte 2025wird das
Parlament das Paket beraten.
Ichwerde dafür kämpfen, dass
wir denWorten auchTaten
folgen lassen.

Hinweis
Die Luzerner Bundespolitikerin-
nen und -politiker berichten je-
weils während der Session aus
ihrem Ratsalltag zu einem von
ihnen frei gewählten Thema.

DamianMüller, FDP-Ständerat

Glasfaserausbau löst Frust aus
EineGenossenschaft inMalters will schnelleres Internet und sucht die Zusammenarbeitmit Swisscom. Vergebens.

Federico Gagliano

Die Swisscom sei beim Ausbau
des Glasfasernetzes offen für
Kooperationen, heisst oft von-
seiten des Telekomunterneh-
mens. In der Praxis ist das nicht
immer der Fall. Davon zeugen
nicht nur die gescheitertenVer-
handlungenmitdemGlasfaser-
projekt Prioris, sondern nun
auch ein Fall inMalters.

Für einProjekt derKanalisa-
tionsgenossenschaft Allmend,
Egg, Dieterschwand sollten
die drei Gebiete um Malters
mit einer neuen Kanalisation
ausgestattet werden. Da dafür
der Boden aufgerissen werden
musste, fragte man direkt bei
der Swisscoman, ob nicht auch
gleich Glasfaserkabel verlegt
werden könnten – oder zumin-
dest die dafür nötigen Rohre,
um dies später mit weniger
Aufwandnachholen zukönnen.
Die Swisscom prüfte die An-
frage, verlangte Pläne, besich-
tigte die betroffenenOrte. Kurz
darauf folgte eine Absage:
«Wir haben die Situation ge-
prüft und uns entschlossen, in
diesem Gebiet keine Kabel-
schutzrohre zu verlegen.»

«Jetzt istderZug
abgefahren»
In dem Brief, der unserer Re-
daktion vorliegt, geht die Swiss-
com nicht auf die Gründe ein.
Für Markus Grüter, der im Ge-
biet Allmend wohnt, eine gros-
seEnttäuschung:«Wirdachten,
sie würden die Chance gleich
nutzen.DerBodenwar ohnehin
schonoffen.»Anderehättendie
Gelegenheit genutzt: Die Stei-
ner Energie AG hat ihre Strom-
leitungen indenBoden verlegt.
DieGenossenschaft unddieBe-
troffenen liessen nicht locker,
klopftendreiMal bei der Swiss-
com an – erfolglos.

Der letzte Versuch im Jahr
2020 blieb unbeantwortet, er-
zählt ein Vorstandsmitglied,
das auch im Gebiet wohnt. Es
handelt sich dabei um Martin

Wicki, Gemeinderat in Malters
und Präsident der SVP Kanton
Luzern.Erkannnicht verstehen,
weshalb man nicht mal ins Ge-
sprächkommenkonnte:«Eswar
eineRiesenchance fürbeideSei-
ten, die man verpasst hat. Jetzt
istderZugabgefahren.»DasKa-
nalisationsprojekt befindet sich
inzwischen in der Endphase.

Internet läuft im betroffe-
nenGebiet zurzeit überKupfer-
kabel oder Booster. Von der ab
diesemJahr geltendenMindest-
geschwindigkeit von 80 Mega-
bit pro Sekunde sei man weit
entfernt, erzähltMarkusGrüter.
Für Landwirte und Betriebe sei
das eine unnötige Belastung.
Grüter selbst betreibt ein klei-
neresUnternehmen imGebiet,
welches vorwiegend imBoden-
belag- und Sanierungsbereich
tätig ist.

Laut Swisscom sei das Ver-
legen von Leerrohren gar nicht
nötig gewesen: Das Unterneh-
men habe von der Zentrale in

Malters in das Gebiet Allmend
inweitenTeileneineeigeneKa-
belkanalisationsanlage, heisst
es auf Anfrage. «Wir verfügen
also bereits über die notwendi-
ge Infrastruktur, um zu einem
späteren Zeitpunkt das Glasfa-
serkabel abderZentraleMalters
in das entsprechende Gebiet zu
ziehen. Deshalb kam es zu kei-
ner Zusammenarbeit.»

Wohnungensollen
direkt erschlossenwerden
Dies sei auch den Betroffenen
so kommuniziert worden. Die
Swisscom mache in der Regel
mit, wenn die Mitbenutzung
eines laufenden Projekts für sie
sinnvoll sei. Das Unternehmen
habe in rund 80 Kooperationen
mit lokalen Partnern die Ver-
sorgung von 1,7MillionenWoh-
nungen und Geschäften in 350
Gemeinden mit Glasfaser si-
chergestellt, heisst es. Derzeit
verhandle sie mit 20 Partnern
überweitereKooperationen,die

mehr als 50 Gemeinden und
rund170000Wohnungensowie
Geschäfte umfassenwürden.

Für Wicki bleibt die Absage
trotzdem unverständlich. Eine
Rohranlage ins Gebiet bestehe
zwar, aber gerade deshalb sei
ein gemeinsames Projekt noch
sinnvoller gewesen: «Ab dem
Eintrittspunkt wurden mit den
Grabarbeitenmehr als 40Woh-
nungen direkt erschlossen. Ein
AnschlussamRandedesGebiets
nütztunsnichts. Soerreichenwir
noch immer nicht die vom Ge-
setz vorgegebene Internetge-
schwindigkeit indenHäusern.»

Grüter zweifelt zusätzlich
daran, dass die bestehende Inf-
rastruktur verwendbar ist. Er
vermutet, dass diese längst mit
Erdreich gefüllt ist. Ob das zu-
treffe, kann die Swisscom nicht
beantworten:«DasVorgehen ist
grundsätzlich so, dass wir die
Anlagen nicht im Voraus darauf
prüfen, ob Kabel nachgezogen
werden können. Falls während

des Kabelzugs Probleme fest-
gestellt werden, ergreifen wir
entsprechendeMassnahmen.»

Die Kosten für eine Zusam-
menarbeit mit dem Kanalisa-
tionsprojektwärenüberdie Jah-
re sicher abgedeckt worden,
ist Wicki überzeugt. Wenn die
Swisscom Leitungen zur Verfü-
gung stellt, verdient sie an den
Abos von anderen Anbietern
mit. «Besser, einfacher, günsti-
gerundnachhaltigeralsmitdie-
sem Projekt kann die Swisscom
dieErweiterungnichtmehrma-
chen, was dann mit Sicherheit
dazu führt, dassdieWohnungen
nicht erschlossenwerden.»

FürGrüter ist klar:Leitungs-
bauer und Anbieter sollten
getrennte Unternehmen sein.
«SolangedieSwisscomgewinn-
orientiert ist, werden Gebiete
wieunseresaufderStreckeblei-
ben.»DasempfindetauchWicki
so: «Dort, wo es für die Swiss-
comnicht rentiert, wirdman im
Schilf gelassen.»

Martin Wicki, Gemeinderat in Malters, undMarkus Grüter vor der Allmend-Landschaft in Malters. Bild: Pius Amrein (19. 9. 2024)

Luzerner Regierung
sistiert schwarze Liste
Die Liste der säumigen Prämienzahler wird
ab dem 1.November nichtmehrweiterbetrieben.

Die schwarze Liste der säumi-
gen Prämienzahler im Kanton
Luzern wird per 1. November
sistiert. Das hat der Luzerner
Regierungsrat entschieden,wie
die Staatskanzlei mitteilt. Per-
sonen, die sich auf der Liste be-
finden, können somit ab an-
fangs November wieder Leis-
tungen auf Kosten der
Krankenkassen beziehen. Sie
werden von der zuständigen
Stelle informiert.

Der Regierungsrat begrün-
det die Sistierung der schwar-
zen Liste mit einem Entscheid
desKantonsrats in der Septem-
bersession. Mit 82 zu 28 Stim-
men überwies das Parlament
einen Vorstoss, welcher die
Aufhebung der Liste verlangt.
Dazu muss das Gesetz ange-

passt werden. Voraussichtlich
per 1. Januar 2026 kanndieGe-
setzesänderung inKraft treten.

Aufgrund des klaren Ent-
scheids im Kantonsrat hat die
Regierung entschieden, die
schwarze Liste schon früher zu
sistieren. Zudem habe eine
Kosten-Nutzen-Abwägung ge-
zeigt, dass die jährlichen Auf-
wände für den Betrieb der
schwarzen Liste deutlich an-
steigen werden.

Seit 2012 führt der Kanton
Luzern eine Liste säumiger
Prämienzahlender. Für die er-
fassten Personen wird die
Übernahmeder Kosten fürme-
dizinische Behandlungen auf-
geschoben. Davon ausgenom-
men sind die Kosten für Not-
fallbehandlungen. (cgl)

Kanton Luzern äussert sich
zu Sparplänen des Bundes
Der Bundwill ab 2027mehrereMilliarden einsparen –
und einen Teil der Kosten auf die Kantone abwälzen.

60 Einzelmassnahmen und
4,6 Milliarden Franken Einspa-
rungen: Der Bundesrat hat ein
grosses Sparprogramm ange-
kündigt, das die Kantone mit-
tragen sollen. Gespart wird
überall: bei den Kita-Beiträgen,
der Integration von Geflüchte-
ten, Strassen, Schienenoderder
Bildung.FinanzministerinKarin
Keller-Sutterwill sodenFinanz-
haushalt des Bundes wieder ins
Gleichgewicht bringen. Das ge-
plante Massnahmenpaket wird
voraussichtlich im Januar in die
Vernehmlassung geschickt.

Einige Kantone haben sich
bereits kritisch zu den Sparplä-
nen geäussert. In Luzern will
man vorerst noch abwarten:
«Der Kanton Luzern wird sich
im Rahmen der Vernehmlas-

sung zu den Sparmassnahmen
desBundes imDetail äussern»,
heisst es auf Anfrage beim Fi-
nanzdepartement. Dieses be-
tont jedoch:«DieSparmassnah-
men des Bundes dürfen nicht
zu reinen Lastenabwälzungen
auf die Kantone führen.»

Zudem dürfe das Projekt
«Entflechtung 2027», welches
diesenSommergemeinsamvon
Bundesrat und den Kantonsre-
gierungen lanciert wurde, nicht
gefährdetwerden:«Die zahlrei-
chen Aufgaben- und Finanzie-
rungsverflechtungen müssen
zuerst zwischen Bund denKan-
tonen entflochten werden. Da-
nach kann jede Staatsebene für
sich in ihren Zuständigkeiten
soweit erforderlich Sparmass-
nahmen ergreifen.» (fg)

Ortsplanung
verzögert sich
Beromünster Der Widerstand
gegen die revidierte Ortspla-
nung von Beromünster reisst
nicht ab.DieBeschwerdeführer
ziehen das Urteil des Kantons-
gerichts weiter ans Bundesge-
richt. Dies teilt der Gemeinde-
ratmit.«Dadurch verzögert sich
die geplante Gemeindeent-
wicklung erneut», wird Ge-
meindepräsidentin Manuela
Jost zitiert. Sie hoffe«auf einen
schnellen Entscheid des Bun-
desgerichts».

Die revidierte Ortsplanung
wurde im November 2022 von
den Stimmberechtigten be-
schlossen. Die Beschwerdefüh-
rer wehren sich gegen eine Ver-
kehrszone,die ihreGrundstücke
tangiert. Laut Kantonsgericht
war die Gemeinde jedoch nicht
verpflichtet, im Rahmen der
Nutzungsplanung alle Interes-
sen undden Schutz desOrtsbil-
des genau abzuwägen. (cgl)


